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Sormtag, 18 . Mar 1890 .

Badischer Landtag .

x Karlsruhe , 14. Mai . 58 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey . (Schluß aus der Beilage Nr . 133 .)

Geh. Referendar Haas : Der Rheinkies sei allerdings
nicht das desie , aber immerhin noch ein gutes Straßen¬
material , und der Mangel liege nur darin , mit dem¬
selben in Bälde eine feste Verbindung herzustellen ; bei
der Auswahl des Materials finde eine genaue Prüfung
nach Art , Menge und — was ebenfalls in Betracht zu
ziehen sei — nach dem Kostenaufwande statt , und ver¬
suche man das Vormberger Material soweit in das Land
hincinzubringen , als dies mit Rücksicht auf den Kosten¬
punkt noch thunlich erscheine. Die Ermittelung eines ge¬
eigneten Steinbruchs im Oberlande wäre für die Bau¬
verwaltung sehr erwünscht , die bezüglichen Versuche hätten
aber bisher nicht befriedigt. Die Zeit der Einschotterung,
für welche keine bestimmten Vorschriften gegeben seien ,
richte sich nach den Witterungsverhältnissen , sowie danach ,
ob die erforderlichen Arbeiter erhältlich seien .

Im übrigen sei er dem Vorredner dankbar für die
gegebene Anregung.

Nach einer Bemerkung des Abgeordneten Knecht wird
Pos. Ill nach dem Kommissionsantrage mit durchschnittlich
1904837 .5 M . genehmigt.

Zu Pos . IV Wasserbau 8 39 Wasserstraßen macht
Abg . Reichert darauf aufmerksam , daß die elsaß¬
lothringische Regierung an die Herstellung eines links¬
rheinischen Kanales von Straßburg nach Ludwigshafen
denke , der für unser Land den größten Nachtheil haben
würde . Demgegenüber sollte man doch auch für das
Projekt eines rechtsrheinischen Kanales agitiren . Das
beste wäre freilich , wenn die Schiffbarkeit des Rheines
selbst erheblich erhöht würde.

Abg . Gesell bringt die Aufhebung der Flößerei auf
Elz und Nagold in Anregung , die große Nachtheile für
die Ausbeutung der Wasserkräfte dieser Flüsse mit sich
brächte.

Pos . lV mit jährlich 973 223 M . wird bewilligt.
Zu Pos . V — Landeskultur und Feldbereinigung —

richtet Abg . Klein - Weinheim die Anfrage an Großh .
Regierung , wie weit es mit dem großartigen Werke der
Entwässerung der Niederungen an der Bergstraße stehe.

Geh. Referendär Haas : Es handle sich hier in der That
um ein großes, großartiges und kostspieliges Unternehmen,
das sich über 12 badische Gemarkungen und 27 Quadrat¬
kilometer , also über 2 700 Im, oder gegen 8 000 Morgen
erstrecke und dessen räumliche Ausdehnung schon eine er¬
hebliche Aufwendung von Zeit und Mühe bedinge. Die
betreffenden Behörden seien fortwährend mit dem Fort¬
gange desselben befaßt.

Zunächst sei die Fertigstellung der Katastervermessungen
abzuwarten gewesen , welche im Wesentlichen erst im Jahre
1888 zu Ende geführt worden, dann waren die Situatio¬
nen, Höhenkurven aufzunehmen , Beschaffenheit, Werths -
verhältniffe und Nutzen der betheiligten Grundstücke zu
ermitteln , die Hochwasser - und Grundwasserverhältnisse
festzustellen und das Kanalnetz zu projektiren . Das Pro¬
jekt für das Gelände rechts der Weschnitz sei bearbeitet,
jenes für das Gelände links der Weschnitz könne in Bälde
zum Abschluß gebracht werden , so daß schon in aller¬
nächster Zeit ein Zusammentritt mit den zuständigen
Hessischen Behörden , da das Unternehmen auch auf hessi¬
sches Gebiet übergreife, in Aussicht zu nehmen sei.

Die Position wird mit jährlich 68 616 M . angenommen.
Pos . VI (Katastervermessung) .
Der Berichterstatter : Es liege hierzu eine Petition

der Bezirksgeometer vor, welche um Erhöhung ihres Ge¬
haltes , sowie ferner darum bitten , daß nicht nur 6 , wie
vorgesehen , sondern mehr in die I . Gehaltsklasse aus¬
genommen würden. Die Kommission könne sich hier eben¬
sowenig wie bei den Straßenmeistern entschließen , jetzt
schon eine Aenderung des Gehaltstarifs eintreten zu lassen .
Dagegen scheine auch ihr , daß die Zahl von 6 Bezirks¬
geometern für die I . Klasse im Verhältniß zu anderen
Beamtenklassen zu nieder gegriffen sei . Sie beantrage
daher bezüglich des ersten Theiles der Petition Ueber¬
gänz zur Tagesordnung , bezüglich des anderen
Ueberweisung zur Kenntnißnahme .

Abg . Weber - Offenburg befürwortet die Wünsche der
Petenten, insbesondere seien jedenfalls 6 in der I . Klasse
verhältnißmäßig zu wenig.

Abg. Pfister : Es sei ihm von Geometern mitgetheilt,
daß sie in den Jahren 1888 und 1889 noch Zulagen
von 100 M . erhalten hätten, dadurch aber in ihren Ge¬
haltsverhältnissen nach dem neuen Gesetz geschädigt wor¬
den seien. Er bitte um Aufklärung .

Geh. Referendär Haas will zunächst dem Abg . Pfister
auf seine Anfrage erwidern, daß bei den in den beiden

-letzten Jahren für Bezirksgeometer bewilligten Zulagen
in jedem einzelnen Falle genau geprüft worden sei , ob
der Betreffende mit Rücksicht auf die Bestimmungen der
neuen Gehaltsordnung begünstigt oder benachtheiligt werde ,
und sei dies nur dann geschehen , wenn das elftere sich
als zutreffend erwiesen .

Dem Abg . Weber gegenüber müsse er bemerken , daß
die Zahl von 6 Bezirksgeometern, die in die I . Gehalts¬
klasse aufrücken sollen , nicht als eine ständige , vielmehr
als eine bewegliche anzusehen sei; zur Zeit seien es nur 6

derselben , welche in der bisherigen Gehaltsklaffe nicht
oder nicht mehr erheblich aufrücken könnten , und seien
diese in die I . Gchaltsklasfe eingereiht worden . Sobald
dies auch bei anderen zutreffe , werde es keinem Bedenken
unterliegen , dieselben ebenfalls in die I . Klasse aufzu¬
nehmen .

Der Antrag der Kommission wird angenommen.
Zu 8 51 : Bezüge des nicht etatmäßigen Personals,

liegt eine Petition der technischen Gehilfen der Bezirks¬
geometer um etatmäßige Anstellung vor .

Der Berichterstatter : Die Kommission beantrage :
Uebergang zur Tagesordnung , da es nicht

angängig sei, irgend eine Klasse unter die etatmäßigen
Beamten aufzunehmen , ohne die Konsequenzen für
alle ähnlichen Verhältnisse zu ziehen . Zudem sei auch
hier ein erhöhter Aufwand vorgesehen .

Abg . Weber (Offenburg) befürwortet auch diese
Petition .

Der Kommissionsantrag wird angenommen.
Zu 8 54 — Vermessung und Kartirung:
Der Berichterstatter : Auch hier liege eine Petition

vor . Die badischen Vermessungsgeometer bäten um etat¬
mäßige Anstellung . Indem Redner auf den ausführ¬
lichen, gedruckt vorliegenden Kommissionsbericht verweist,
hebt er insbesondere hervor , daß die Kommission nach
Prüfung der einschlägigen Verhältnisse es nicht befür¬
worten könne, daß alle vorhandenen Vermesfungsgeometer
in die Reihe der etatmäßigen Beamten gestellt werden,
dagegen glaube sie , der Erwägung der Großh. Regie¬
rung anheim geben zu müssen , ob nicht eine beschränkte
Zahl der Geometer, welche die in der Verordnung vom
29 . März 1883 vorgeschriebene Prüfung bestanden und
durch Fleiß und langjährige gute Dienstführung sich ver¬
dient gemacht hätten , unter die etatmäßigen Beamten
ausgenommen und im Gehaltstarif unter Abtheilung H3
eingereiht werden sollten .

Die Kommission beantrage daher :
„Bezüglich der Bitte der Petenten , sämmtüche Ver¬

messungsgeometer unter die Zahl der etatmäßigen
Beamten aufzunehmen , zur Tagesordnung überzu¬
gehen, im Uebrigen aber die Petition im Sinne der
obigen Ausführung der Großh . Regierung zur Kennt-
nißnahme zu überweisen . "

Abg . Dreher hofft , daß die Großh . Negierung den
Wünschen der Petenten wohlwollend gegenüberstehe; jetzt
sei deren Lage eine sehr prekäre, da sie bloß in einem
Vertragsverhältnisse zum Staate stünden. Auch die Er¬
höhung der Vermessungspreise , wie im Budget vorge¬
sehen, komme denen , welche ihre Akkorde bereits abge¬
schlossen hätten , nicht zu Gute . Redner weist auf die
Nolhwendigkeit hin , für die Förderung unserer landwirth-
schaftlichen Verhältnisse, insbesondere der Feldbereini¬
gung, stets einen Stamm von tüchtigen Geometern sich zu
erhalten.

Staatsminister I)r . Turban : Die Bitte der Ver¬
messungsgeometer nm etatmäßige Anstellung sei schon
anläßlich der Ueberreichung der Denkschrift über die Wir¬
kungen des Beamtengesetzes in der Budgetkommission ein¬
gehend besprochen worden . Die Großh. Regierung habe
damals der Kommission ausführlich die Bedenken darge¬
legt, welche sie hege , auf diese Wünsche einzugehen , und
es werde wohl dieser Darstellung zuzuschreiben sein , wenn
die Kommission bei dem Hause nur Ueberweisung der
Petition zur Kenntnißnahme, nicht empfehlende Ueber-
weisung beantragt habe.

Die Großh . Regierung habe inzwischen Gelegenheit
gehabt, diese Angelegenheit wiederholt einer eingehenden
Prüfung zu unterziehen , letztmals, als der gestern dem
Hohen Hause übergebene Entwurf , die Ergänzung der
Gehaltsordnung betreffend , im Großh . Staatsministerium
vorbereitet wurde. Er müsse nun sagen , daß auch jetzt
die Großh . Regierung sich nicht habe entschließen können,
hier eine Aenderung vorzuschlagen . Dieselbe verkenne
durchaus nicht die Bedeutung und den Werth eines tüch¬
tigen Stammes von Vermessungsgeometern, allein deren
Einreihung unter die etatmäßigen Beamten würde die
unabwendbare Folge haben , daß eine ganze Reihe von
andern nicht etatmäßigen Beamten ebenfalls unter diese
ausgenommen werden müßten. Diese Konsequenz und die
Unmöglichkeit , jetzt hierauf eiuzugehen , feien der Haupt¬
grund für die Großh . Regierung, sich den Wünschen der
Petenten gegenüber ablehnend zu verhalten .

Aber darauf müsse er doch noch aufmerksam machen ,
daß die Stellung der Vermessungsgeometer keineswegs
den hier gegebenen Schilderungen völlig entspreche . Sie
stünden durchaus nicht, wie behauptet worden sei, in einem
bloßen Vertragsverhältnisse, sondern in einem Dienstver¬
hältnisse zu dem Staate, sie seien daher gemäß 8 1 des
Beamtengesetzes Beamte , wenn auch nicht etatmäßige .
Daraus folge doch eine Reihe von Vorzügen . Sie hätten
beim Ausscheiden aus dem staatlichen Dienst in Folge
»»verschieblicher DienstunfähigkeitAussicht auf einen dem
Ruhegehalt der etatmäßigen Beamten analogen Unter¬
stützungsgehalt ; im Falle ihres Todes könne ihren Hin¬
terbliebenen ein Sterbegehalt bewilligt werden, auch werde
ihnen, wenn sie in die Stellung eines Bezirksgeometers
vorrückten, die Zeit, die sie als Vermessungsgeometer zu¬
gebracht , auf ihre Dienstjahre angerechnet. Ueberdies
seien ihnen auch die Gebührenansätzeerhöht worden . Das
seien denn doch nicht zu unterschätzende Vortheile . Er

bedauere , daß inan weiter den Wünschen der Petenten nicht
habe entgegenkommcn können ; einer späteren Zeit werde
es Vorbehalten bleiben müssen, darüber Entscheidung zu
treffen, ob die Zahl der etatmäßigen Beamten überhaupt
noch weiter vermehrt werden solle. Für jetzt sei dies
jedenfalls nicht angängig , und darin glaube die Großh.
Regierung sich auch in Uebereinstimmnng mit den An¬
sichten der Budgetkommission und des Hohen Hauses zu
befinden.

Abg . Weber (Offenburg) befürwortet auch diese Pe¬
tition .

Abg . Klein (Wertheim) hofft ebenfalls , daß die Re¬
gierung diesen Punkt einer neuerlichen Prüfung unter¬
ziehen werde.

Der Kommissionsantrag wird nach einem Schlußwort
des Berichterstatters angenommen und sodann Pos. VI
mit durchschnittlich 612 021 M . genehmigt .

Ebenso debattelos die Pos . Vtl (Meteorologie und
Hydrographie ) mit jährlich 8 529 M . und Pos. VIII
(Topographische Karte) mit jährlich 4 100 M.

Der gesammte ordentliche Etat der Oberdirektion des
Wasser- und Straßenbaues beträgt sonach für die beiden
Etatatsjahre 8 523 286 M.

Zu k . Außerordentlicher Etat , Pos . I (Straßenbau )
vermißt Abg . Klein (Wertheim ) eine Anforderung für
die dringend nothwendige Korrektion der Straße Rosen-
berg -Osterburken.

Geh . Referendär Haas : Die Wünschbarkeit einer
besseren Verbindung zwischen Rosenberg und Osterburken
sei nicht zu bestreiten , dagegen bestünden über die Art
und Weise der Abhilfe Meinungsverschiedenheiten.

Es liege dies zum Theile an den technischen Schwierig¬
keiten , welche Redner im einzelnen beleuchtet.

Sofern eine Korrektion der Landstraße Osterburken-
Boxberg in Frage käme, so wäre die Lösung dieser Auf¬
gabe wohl darin zu suchen , daß solche von Rosenberg im
Thale des Kirnaubachs fortzusetzen und ein mäßiger Auf¬
stieg auf die Wasserscheide zu ermitteln wäre, um sodann
in das Umpferthal einzumünden . Genauere Studien über
eine solche Anlage hätten noch nicht stattgefunden , die
vor dem Bau der Odenwaldbahn gemachten allgemeinen
Erhebungen hätten einen muthmaßlichen Kostenaufwand
von etwa 100 000 fl . ergeben , der bei den jetzigen Preis¬
verhältnissen nicht mehr ausreichen würde und auch nicht
im Verhältniß stünde zu dem unbedeutenden Verkehre auf
der fraglichen Straße .

Dieselbe werde täglich durchschnittlich nur von 20 Zug¬
tieren befahren und entfalle in die zweitniederste Fre¬
quenzklasse des ganzen Landes, ebenso sei auch der Eisen¬
bahnverkehr zwischen Rosenberg und Osterburken nicht
von Belang , denn es würden in Rosenberg täglich durch¬
schnittlich nur 20 Personenbillete ausgegeben und der
Lokalgüterverkehr zwischen Rosenberg und Osterburken
beziffere sich nach Angaben der Eisenbahnbetriebsver¬
waltung auf monatlich durchschnittlich 20 Centner.

Deßhalb habe auch die Korrektion der fraglichen Land¬
straße keine Aufnahme in dem Vervollständigungsgesetze
vom April 1870 gefunden , vielmehr sei .es damals als
genügend erachtet worden , die Strecke von Rosenberg
zum Neuhofe und auf die Höhe der bestehenden Land¬
straße zu verbessern , was in der Folge auch geschehen
sei . Unter diesen Verhältnissen wäre die Anlage eines
Gemeindewegs der einfachsten Art genügend, eventuell
könnte auch die Kreisstraße Altheim - Rosenberg bis Oster¬
burken weitergeführt werden und es würde sich die Großh.
Regierung wohl bereit finden , für die Erstellung einer
derartigen Wegverbindung einen erheblichen Beitrag zu
leisten .

Abg. Frech : Er müsse den Abg . Klein unterstützen.
Die Steige unmittelbar hinter Osterburken sei geradezu
lebensgefährlich. Die Straße sei nun einmal Landstraße ,
also müsse auch der Staat hier eintreten .

Abg . Klein - Wertheim: An so kostspielige Projekte , wie
sie der Herr Regierungsvertreter im Auge habe , denke
Niemand ; aber gerade , wenn die Verkehrsverhültnifse so
schlechte seien , wie angegeben , müsse eine Besserung ge¬
schaffen werden.

Abg. Kirchenbauer : Auch für die Korrektion der ,
Straße Durlach -Wilferdingen , die sehr verkehrsreich sei,
täglich von 265 Zugthieren mit schweren Lasten befahren
werde, und an 2 Stellen Steigungen von 11habe ,
sei kein Betrag eingestellt . Die Großh . Regierung sei der
Sache früher schon einmal näher getreten , habe aber die
Angelegenheitwieder beruhen lassen, weil einige Gemeinden ,
namentlich Kleinsteinbach , die geforderten Beiträge nicht
hätten leisten wollen . Er bitte , daß man der geringen
Leistungsfähigkeit dieser Rechnung trage und nochmals die
Sache in die Hand nehme.

Geh . Referendär Haas : Es wäre in der That erwünscht,
wenn auf dieser sehr verkehrsreichen Straße die beiden
noch vorhandenen Hindernisse beseitigt werden könnten , und
es fei die Großh . Regierung schon vor mehreren Jahren
bereit gewesen, eine Korrektion eintreten zu lassen, allein
sie habe bei den betheiligten Gemeinden nicht das Ent¬
gegenkommen gefunden , das sie nach der Leistungsfähigkeit
derselben verlangen zu muffen glaubte.

Er betone hier ausdrücklich, daß nicht nur das Interesse
und der den Betheiligten erwachsende Dortheil , sondern
auch ihre Leistungsfähigkeit stets in Betracht gezogen
werde ; allein eine gewisse Grundsätzlichkeit müsse immer -



hin stattfinden , es habe aber damals , soviel er sich erinnere ,
z . B . die Gemeinde Kleinsteinbach sa viel wie gar nichts
leisten wollen . Er wiederhole , daß cs nicht unerwünscht
sei , wenn jetzt hier Wandel geschaffen werden könnte, und
daß die Großh . Regierung nicht abgeneigt sei , die Sache
wieder in Erwägung zu ziehen .

Abg . Frank dankt der Großh . Regierung für diese
Zusicherung . Er hoffe, daß die Sache jetzt in Fluß kommen
werde . Eine einzelne Gemeinde , die sich durch Verwei¬
gerung des Beitrags dem ganzen Werk entgegenstclle , könne
man ja durch Bezirksrathsbeschluß zwingen .

Zu 8 6 — Korrektion der Straße Waldshut -Neustadt
— spricht

Abg . Krufft seinen Dank für die Einstellung des Be¬
trages aus , bittet aber , daß man doch auch für die Fort¬
setzung dieser Straße , die sehr frequentirt sei , auf die noch
verbleibende Strecke von 4 km die schon früher zugesagte
Korrektion in Angriff nehme .

Geh . Referendar Haas : Es sei richtig , daß die be-
zeichnete , noch unkorrigirte Straßenstrecke bereits zum
Ausbau bestimmt gewesen , und sei letzterer nur deßhalb
unterblieben , weil bei der Versteigerung der Arbeiten eine
erhebliche Erhöhung — um 18 Proz . — gegenüber dem
Anschlag sich ergeben habe . Der Gegenstand befinde sich
wieder in Behandlung und es sei nicht ausgeschlossen ,
daß die Korrektion der Reststrecke schon im nächsten Budget
beantragt werden könne.

Zu 8 9 — Verbreiterung der Rohrbacher und Berg -
heimer Straße in Heidelberg — referirt der Bericht¬
erstatter an der Hand des Kommissionsberichts über die
Petition von 9 Einwohnern der Stadt Heidelberg , an der
Rohrbacher Straße wohnhaft , welche Absetzung des Be¬
trages für Verbreiterung der Rohrbacher Straße ver¬
langen .

Der Kommissionsantrag geht auf Uebergang zur Tages¬
ordnung .

Derselbe wird debattelos angenommen .
Pos . I mit 1 300 100 M . wird genehmigt .
Bei Pos . II — Wasserbau , 8 14 Umbau der Kon-

stanzer Hafenanlagen — ergreift Abg . Weber (Konstanz )
das Wort , um die Forderung warm zu befürworten .

Pos . II mit 548 000 M . wird herauf angenommen ,
ebenso Pos . III — Verschiedenes — mit 28 500 M . —
Der außerordentliche Etat beträgt sonach 1 856 600 M .
Der ganze Titel XIX der Ausgabe gelangt sodann mit
10 379 886 M . zur Annahme .

Tit . X der Einnahme : Verwaltungszweige der Ober¬
direktion des Wasser - und Straßenbaues , X . Ordent¬
licher Etat .

Zu 8 6 — Beiträge zum Rheinbau — wirft Abg .
Herbst einen .Rückblick auf die geschichtliche Entwickelung
der Beitragspflicht der Rheingemeinden zu den Kosten des
Rheinbaues und führt sodann aus , daß die Rheinbau¬
steuer durchaus nicht gerechtfertigt sei . Der Rhein sei
eine öffentliche Verkehrsstraße gerade wie die Eisenbahnen ,
und so wenig man bei diesen von den betheiligten Ge¬
meinden eine Extrasteuer erhebe , dürfe man es bei den
Rheingemeinden thun . Zudem habe der Verkehr , an dem
sie betheiligt gewesen , in ganz erheblichem Maße nachge¬
lassen , so daß ihnen die Korrektion gar keinen Nutzen
bringe . Sie hätten nur Schaden vadurch , da jetzt das
Wasftr viel schneller herangeführt und Ueberschwemmungen
begünstigt würden . Auch ein Gewinn an Gelände sei für
die Gemeinden nicht erzielt worden , viel eher hätten
sie durch die Zurücksetzung der Dämme Land verloren .
Die ganze Beitragspflicht sei ein unzeitgemäßer Rest der
früheren Rheinbaufrohnden , wie ja die Rheingemeinden
auch jetzt noch sog . Nothfrohnden zu leisten hätten , und
er bitte daher dringend um ihre Beseitigung .

Abg . Nopp schließt sich dem Abg . Herbst in allen
Punkten an und meint insbesondere , es würde genügen ,
wenn die Rheingemeinden die Hälfte der Dammbaulast
trügen .

Abg . Friderich : Er müsse die Abgg . Herbst und Nopp
darauf Hinweisen , daß sie , statt zu klagen , dem Staate
eher Dank wissen sollten für das großartige Werk der
Rheinkorrektion . 22 Millionen Mark seien aufgewendet
und der Lauf des Rheines um volle 12 Stunden abge¬
kürzt , 23000 Morgen Landes gewonnen worden . — Wenn
dieses Gelände nicht alles den Gemeinden zugute gekommen
sei, so rühre das daher , daß im Jahre 1856 ein Theil
des Vorlandes zu Staatseigenthum habe erklärt werden
müssen , weil die Gemeinden ihren gesetzlichen Pflichten
nicht nachkamen . Im Wiesenthale seien die Flußanwohner
froh gewesen , wie sie in den Flußbauverband Aufnahme
gefunden hätten . Er wolle doch darauf Hinweisen , daß
andere Gemeinden ihre Flußbaukosten ganz allein aus
dem eigenen Beutel bezahlen müßten und nicht * /, abge¬
nommen bekämen . Zudem , wenn man den Beitrag der
Stadt Mannheim mit 68 000 M . abziehe , entfalle nur
sehr wenig auf die einzelnen Gemeinden . Sie sollten
doch einmal die ihnen gewordenen Wohlthaten anerkennen .

Abg . Hauß schließt sich dem Abg . Herbst an , ebenso
Abg . Häs .

M inisterialrath Dr . Schenkel : Die von den Abgg . Herbst
und Genossen geäußerten Wünsche hätten den Landtag
schon sehr häufig beschäftigt ^ zuletzt im Jahre 1884 in¬
folge der zahlreichen Petitionen , welche damals eingereicht
worden seien . Die Sache sei auf jenem Landtage aus¬
führlich erörtert worden und das Haus sei zu dem Be¬
schlüsse gelangt , die Petitionen der Großh . Regierung
nicht empfehlend , sondern nur zur Kenntnißnahme zu
überweisen .

Seitdem habe die Angelegenheit geruht ; die Großh .
Regierung habe nur ihre Pflicht gethan , wenn sie ent¬
sprechend den Vorschriften des Wassergesetzes die betr .
Beitrüge in das Budget aufnahm . Er glaube aber , daß
sie auch in Zukunft nichts anderes thun werde , denn zu
einer Aenderung des Wassergesetzes liege nach den that -

sächlichen Verhältnissen kein Bedürfniß vor und auch die
vorliegenden Beschwerden erwiesen sich bei eingehenderer
Würdigung als nicht besonders erheblich . Schon durch
die Ausführungen des Abg . Friderich seien dieselben zum
Theil widerlegt worden .

Wenn gesagt werde die Bedeutung des Rheines ober¬
halb Mannheim als Verkehrsstraße habe sehr ubgenom -
men, cs sei überhaupt nicht Sache der Gemeinden , für
die öffentlichen Verkehrswege zu sorgen , man erhebe auch
wegen der Eisenbahnen keine besondere Steuer von den
betheiligten Gemeinden , so müsse er hierauf erwidern ,
daß die Rheinkorrektion zunächst gar nicht zur Verbesse¬
rung des Rheines als öffentliche Verkehrsstraße dienen
sollte, sondern in erster Linie ein großartiges Landes¬
kulturunternehmen ist , um die an dem Strome lie¬
genden Gemeinden gegen Ueberschwemmung und Ver¬
sumpfung zu schützen . Soweit am Rheine Arbeiten vor¬
genommen würden im Interesse der Verkehrsstraße ,
sei bestimmt , daß die Gemeinden hierzu keine Beiträge
zu leisten hätten .

Uebrigens sei es auch nicht richtig , daß der Verkehr
auf dem Rheine etwa infolge der Korrektion gesunken
sei . Denn wenn es auch zutreffe , daß der Verkehr in
Leopoldshafen nicht in dem gleichen Maße gestiegen sei ,
als der in Mannheim , und daß nicht mehr so viele
Schiffe daselbst anlegten , wie früher , so bringe doch heute
ein Dampfer mehr Ladung , als vordem eine ganze Reihe
von Schiffen zusammen , so daß sicher der Verkehr , wenn
auch nicht relativ , so doch absolut gestiegen sei .

Noch weniger aber könne zugegeben werden , daß die
Rheinbausteuer eine Reminiszenz an die Frohnden sei .
Diese waren ungemessene Dienste , welche betheiligten und
nicht betheiligten Grundbesitzern nach Umfang des Bedarfs
nach Ermessen der Regierung auferlegt wurden , während
es sich hier um die den zunächst Betheiligten gesetzlich
auferlegte Pflicht handle , einen Theil des erforderlichen
Aufwandes — bei der Rheinbausteuer ein Fünftel — zu
tragen . Es sei hier der gleiche Grundsatz zur Durch¬
führung gelangt , der auch für das Landstraßenwesen an¬
erkannt sei . Dazu komme, daß man bei uns von Seiten
des Staates in dieser Hinsicht sehr viel mehr gethan
habe , als anderweit geschehen sei, daß in Baden der Staat
die Ausführung derartiger den Interessen der Sicherheit
und der Landeskultur dienenden Korrektionsunternehmun¬
gen , nicht bloß am Rhein , sondern auch an den Binnen¬
flüssen, im weiten Umfange als staatliche Aufgabe erklärt
habe , während dieselben anderwärts meist den Gemeinden
allein überlassen bleiben . Während in Baden die Ge¬
meinden bloß mit einem Beitrage herangezogen werden ,
so haben sie anderwärts die ganze Last zu tragen , der
Staat zahlt dort höchstens Zuschüsse . Redner glaubt so¬
nach, daß unsere Gemeinden gar keine Veranlassung hät¬
ten , sich zu beschweren .

Ganz richtig sei auch von dem Abg . Friderich hervorge¬
hoben worden , daß die Gemeinheit an Binnenflüssen die
Sache anders auffassen und die Zugehörigkeit zum Fluß -
bauverband als eine Wohlthat betrachten .

Nun sei ferner gesagt worden , die Gemeinden hätten
von der Korrektion gar keinen Nutzen , viel eher Schaden .
Diese Klagen seien jedenfalls in dieser Allgemeinheit un¬
begründet . Werde das Wasser , wie betont werde , infolge
der Korrektion schneller zugeführt , so werde es doch offen¬
bar aus dem gleichen Grunde auch wieder schneller hin¬
weggeführt . Und wenn behauptet werde , daß die Ge¬
meinden durch die Korrektion nicht nur kein Gelände ge¬
wonnen , sondern eher noch verloren hätten , so müsse er
einfach auf das Ergebniß der veröffentlichten amtlichen
Feststellungen verweisen , wonach durch die Korrektion ein
sehr erheblicher Gewinn an Gelände erzielt worden sei .
Der Geländegewinn sei aber auch gar nicht der Haupt¬
zweck der Korrektion gewesen , sondern man habe mit ihr
beabsichtigt , endlich einmal geordnete gesundheitliche und
wirthschaftliche Verhältnisse in diesen Gebieten herzustellen .
Die Rheinkorrektion sei insbesondere eine Vorbedingung
für die Sanirnng der sämmtlichen Rheingemeinden , und
der Abg . Hauß müsse selbst missen, wie seitdem die Fieber
aus den Rheingemeinden seines Bezirkes (Kehl) verschwun¬
den seien . Vor allem aber sei die Korrektion unbedingt
erforderlich gewesen , um das Niederungsgebiet am Rhein
einer geordneten landwirthschaftlichen Kultur zuznführen ,
zu ermöglichen , daß das schon vorhandene , durch die
Wasserbedrohung fast werthlose Gelände als Wiesen ,
Ackerland n . s . f . verwcrthet werde . Es sei nun richtig ,
daß hierin ein absoluter Erfolg bis jetzt noch nicht er¬
reicht werden konnte ; wie man heute gehört habe , so
klage der eine, daß das Grundwasser zu tief , der andere ,
daß es zu hoch stehe. Aber im Großen und Ganzen sei
es durch die Korrektion gelungen , große , fast ertragslose
Geländeflächen in ertragsfähiges Land zu verwandeln und
für eine dauernde Sicherung desselben, insbesondere durch
geordnete Deiche zu sorgen ; diese Vortheile seien in erster
Linie der ärmeren Bevölkerung zu gute gekommen . Die
Klagen seien ja menschlich begreiflich ; denn die jetzige
Generation , die immer über ihre Lasten senfze, wisse nicht
mehr , wie traurig früher vor 40 und mehr Jahren die
Zustände gewesen seien .

Zudem aber vermindern sich die Beitragslasten der
Gemeinden , die im Wassergesetz festgesetzt seien, von Jahr
zu Jahr , je weiter die Korrektion ihrer Vollendung ent¬
gegengehe .

Während die Kosten der Fortführung und Unterhal¬
tung der Rheinkorrektion jetzt jährlich noch 680000 M .
betrügen , würden sie im nächsten Jahrzehnt nur noch
580 000 M . ausmachen und bis zum Jahre 1921 auf
hoffentlich 100000 M . im Jahr herunter gesunken sein .
Der Antheil der Gemeinden hieran habe sich vom Jahre
1876 bis jetzt schon von 157000 M . auf 129 000 M .
gemindert , ebenso der Betrag der Dammbaubeiträge von
34000 M . auf 12 000 M . im Jahre .

Die Großh . Regierung sei der Ansicht, daß im Ganzen
diese Beitragspflicht der Gemeinden eine gerechte sei und
daß auch ihre Leistungsfähigkeit dadurch nicht übermäßig
beansprucht werde . Wenn übrigens eine Gemeinde der
Ansicht sei , daß sie wirklich keinen Nutzen von dem unter¬
nommenen Werke habe , oder daß sie nicht leistungsfähig
genug sei , so stehe ihr ein gesetzlicher Weg offen, um eine
Herabsetzung des Beitrags wegen geringfügigen Nutzens
oder mangelnder Leistungsfähigkeit ĥerbeizuführen . Aus
diesen Gründen glaubt Redner nicht) daß eine Aenderung
des Wassergesetzes in Bezug auf die Fluß - oder Damm¬
baubeiträge und damit eine Beseitigung der bezüglichen
Position im Staatsbudget am Platze sei .

Der Präsident bringt einen Schlußantrag zur Kenntniß
des Hauses . Derselbe findet Annahme .

Es haben sich noch zum Worte gemeldet : Abg . Häs , der
seine früheren Ausführungen wiederholt , und Abg . Nopp ,
welcher darlegt , daß er nicht das große Werk der Rhein¬
korrektion als solches angegriffen habe ; seine Durchführung
liege wie unsere ganze Flußbauverwaltung in vorzüglichen
Händen , wohl aber müsse er bestreiten , daß dieses Werk
den einzelnen Gemeinden irgend welchen hervorragenden
Nutzen bringe .

Nach dem Schlußwort des Berichterstatters und
einer persönlichen Bemerkung des Abg . Friderich wird
Position I mit durchschnittlich

'
855 902 M . , ferner debattelos

Position II — Katastervermessung mit jährlich 218 481 M .
und Position III — Topographische Karte — mit jähr¬
lich 4 000 M . genehmigt .

Ebenso k . außerordentlicher Etat mit 386 149 M .
Der gesammte Einnahmeetat der Oberdirekton beträgt

sonach für 1890/91 2 542 915 M .
Das Haus tritt sodann in die Berathung der Motion

des Abg . v . Buol u . Gen . in Betreff der Aufbesserung
gering besoldeter Kirchendiener ein .

Abg . Hug begründet dieselbe an der Hand der ge¬
druckten Darstellung . Er hebt insbesondere hervor :

Nach dem Dotationsgesetz vom 5 . April 1886 (Ge -
setzes- und Verordnungsblatt Nr . 15 Seite 135 vom
Jahre 1886 ) bezw. vom 25 . August 1876 sind zur Auf¬
besserung gering besoldeter Kirchendiener aus Staats¬
mitteln für jeden Konfessionstheil jährlich 200 000 M .
bestimmt .

Für den evangelischen Theil ist diese Summe jeweils
vollständig ihrem gesetzlichen Zweck entsprechend verwendet
worden .

Dagegen ist die für den katholischen Theil bestimmte
Summe bisher nicht im vollen Betrage verwendet , es
sind vielmehr Erübrigungen erzielt worden , die der
Staatskasse heimfielen .

Für die Budgetperiode 1886/87 hat die Minderver¬
wendung 43 528 M . 12 Pf . betragen .

Die Ursache hievon finden wir in der Fassung des 8 6
Abs . 1 des Gesetzes , welcher also lautet :

Von den mit selbständiger Seelsorge verbundenen
Pfründen (Pfarreien ) der katholischen Kirche werden
diejenigen , welche unter 1200 M . Einkommen ab¬
werfen , auf 1600 M . , diejenigen , welche 1200 M .
aber weniger als 1800 M . abwerfen , auf 1800 M .
und diejenigen , welche 1800 M . , aber weniger als
2200 M . abwersen , auf 2200 M . aufgebessert .

Der Antrag geht dahin :
Großh . Regierung wolle einen Gesetzentwurf vor¬

legen , womit die im Gesetz vom 5 . April 1886 bezw.
vom 25 . August 1876 über die Aufbesserung gering
besoldeter Kirchendiener aus Staatsmitteln (Ges .- u.
Verordnungsbl . Nr . XV von 1886 ) 8 6 Absatz 1
vorgesehene Skala in der Weise abgeändert werde ,
daß der Minimalsatz 1800 M . , der mittlere Satz
2 200 M . und der Höchstbezug 2 400 M . betrage ,
eventuell die ständische Zustimmung dazu einholen ,
daß die an der Dotationssumme von jährlich 200000
Mark für den katholischen Theil sich ergebende Er -
übrigung der laufenden Budgetperiode nach obiger
oder einer ähnlichen Skala zur Aufbesserung gering
besoldeter katholischer Kirchendiener verwendet werde .

Geheimerath I) r . Nokk : Er möchte dem Hohen Hause
empfehlen , den ersten von den Antragstellern gemachten
Vorschlag , „ es solle der 8 6 Abs . 1 des Dotationsgesetzes
aufgehoben und an dessen Stelle eine neue Skala der
Aufbesserung unzureichender Pfarreinkommen eingeführt
werden "

, nicht anzunehmen .
Zunächst sei es nämlich unmöglich , im jetzigen Augen¬

blicke an eine Aenderung des Gesetzes zu gehen , sowohl
deßwegen , weil diese Aenderung auch von selbst aus die
Bestimmungen bezüglich der evangelischen Konfession zu¬
rückwirken müßte , als auch , weil es schon im Hinblick aus
die Kürze der dem Landtage noch verbleibenden Zeit aus¬
geschlossen erscheine, demselben noch eine vollständig aus¬
gearbeitete Gesetzesvorlage auf Grund einer neuen Skala
zu machen .

Die Großh . Regierung habe alsbald , sowie sie von der
Einbringung der Motion Kenntniß erhalten habe , sich die
nöthigen Materialien zu verschaffen gesucht.

Es sei ihr das in der kurzen Zeit noch nicht vollständig
möglich gewesen , allein schon aus den vorläufigen Mit¬
theilungen gehe bestimmt hervor , daß eine Aenderung der
Skala in dem von den Antragstellern gewünschten Sinne
sehr viel mehr Mittel erfordern würde , als jetzt jähr¬
lich erspart werden .

Es wäre aber eine Aenderung des Gesetzes jetzt umso
weniger angezeigt , als im nächsten Landtage die Vorlage
betreffend die allgemeine Kirchensteuer kommen werde , die
dann doch nothwendig auch Aenderungen des Dotations¬
gesetzes bedinge . Man sollte daher diese Frage bis zum
nächsten Landtage aufschieben .

Was dagegen das Eventualbegehren betreffe , so stehe
er dem sympathisch gegenüber .

Es sei freilich nicht ganz richtig , wenn in der gedruckt



vorliegenden Motion behauptet werde , „ bei Erlassung des
Gesetzes sei hiernach die Möglichkeit vorgesehen gewesen,
daß die Summe von 200000 M . zur Erreichung des vor¬
gesteckten Zweckes nicht genügen werde , dagegen sei offen¬
bar nicht unterstellt worden , daß die Summe von200000M .
für Realisirung des gedachten Zweckes zu groß sei" .

Aus den Regierungsmotiven zu der ursprünglichen Vor¬
lage von 1876 , — aus welchen Redner einen Passus zur
Verlesung bringt , — ergebe sich nämlich , daß allerdings
auf Seiten der Großh . Regierung von vornherein die
Ansicht obwaltete , daß die zur Aufbesserung der katholischen
Geistlichen erforderliche Summe etwas geringer sein
werde als bei den evangelischen .

Man habe daher auch , als zum ersten Male in dem
Budget für die Jahre 1882/83 die Einstellung wirklich
erfolgte , nur 175 000 M . angefordert , weil man glaubte ,
daß diese Summe reichen werde , um die im Gesetze be¬
stimmten Aufbesserungen zu gewähren .

An dem jetzt vorhandenen Ueberschusse sei auch wesent¬
lich nicht die Skala schuld , sondern der Umstand , daß
infolge des in der katholischen Kirche immer noch herr¬
schenden Priestermangels eine Reihe von Pfründen nicht
selbständig besetzt werden könnten .

Gerade aus diesem Grunde aber möchte er glauben ,
daß man auch nicht provisorisch eine erhöhte Skala
zu Grunde legen sollte . Denn das könnte die schlimme
Folge haben , daß man später die Gehalte eventuell wieder
ermäßigen müßte , und bekanntlich sei eine solche spätere
Herabsetzung immer mit großen Schwierigkeiten verknüpft .

Er glaube , die Sache würde sich am besten so regeln
lassen , wenn die Stände damit einverstanden wären , daß
die Großh . Regierung im Einvernehmen mit der obersten
Kirchenbehörde die in der Budgetperiode etwa über¬
schüssige Summe verwende zur Aufbesserung solcher
Geistlichen , welche in höheren Dienstjahren stünden ,
gleichwohl aber nur eine Anfangspfründe hätten . Da ja
in der katholischen Kirche das System des Vorrückens im
Einkommen nach dem Dienstalter nicht bestehe , so könne
es leicht Vorkommen , daß ein Geistlicher , entweder weil
er sich aus persönlichen , z . B . gesundheitlichen , Gründen
nicht um eine bessere Pfründe beworben habe , oder aus
anderen Ursachen noch nach längeren Jahren nur eine
geringe Anfangspfründe habe .

Man könnte nun diese älteren Geistlichen mit den vor¬
handenen Ueberschüssen auf 1800 M ., eventuell auch noch
solche mit 1800 M . Einkommen durch solche außerordent¬
liche Zuwendungen weiter aufbessern .

Er gebe zu, daß es sich hier um eine Art diskretionärer
Gewalt handle , die der Regierung mit einer solchen Be -
fugniß eingeräumt werde . Da es sich hier aber um
Ueberschüsse handle , die nach Größe und Umfang gar
nicht bestimmt bemessen werden könnten , so werde wohl
nichts anders erübrigen , als der Regierung anheim zu
geben, im Benehmen mit der obersten Kirchenbehörde die
Bestimmung über ihre Verwendung nach den vorhin er¬
örterten Grundsätzen der Billigkeit zu treffen .

Abg . Fieser beantragt , die Motion an die Budget¬
kommission zu verweisen .

Abg . Hug gibt seiner Freude darüber Ausdruck , daß
der Herr Minister dem Eventualantrag freundlich gegen¬
überstehe .

Der Antrag Fieser wird angenommen .
Hierauf wird die Sitzung geschlossen.

T Karlsruhe , 16 . Mai . 59 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey .

Unserm vorläufigen Bericht tragen wir über die Gene¬
raldiskussion , die sich an die einleitenden Bemerkungen des
Berichterstatters über den Entwurf eines Berggesetzes
anschloß. Folgendes nach :

Abg . Gönner weist darauf hin , daß das Gesetz einen
Stoff behandle , d<r bisher bei uns noch nicht Gegenstand
verfassungmäßiger Thäligkeit gewesen . Es sei begreiflich ,
daß die Großh . Regierung sich bei Herantreten an diese
Arbeit die Frage des Bedürfnisses vorlegen und daß auch
die Kommission in erster Reihe diesem Punkte ihre Auf¬
merksamkeit zuwenden müßte . Die Großh . Regierung wie
die Kommission seien zu der Entschließung gelangt , die
Bedürfnißfrage zu bejahen . Wenn auch zugegeben werden
müsse , daß der Bergbau in Baden keine große volks-
wirthschaftliche Bedeutung habe , so sei anderseits doch
auf diesem Gebiete eine gewisse wirthschaftliche Thätig -
keit vorhanden , die bedinge , daß da und dort Entschließun¬
gen der Staatsbehörden ergehen müßten , für die nur ein
sehr dürftiger Rechtsboden vorhanden und die es em-
pfehlenswerth und dem Wesen eines Rechtsstaats ent¬
sprechend erscheinen lasse, auch bei uns einen sichern Rechts¬
zustand zu schaffen und unsere Gesetzgebung mit jener der
übrigen deutschen Staaten , die uns zur Nachfolge an¬
spornten , insbesondere von Preußen , dessen Berggesetz
vom Jahre 1865 für Bayern , Württemberg und Elsaß -
Lothringen vorbildlich geworden , und von Sachsen , das
eine eigene Gestaltung dieser Materie aufweise , in Ueberein -
stimmung zu bringen .

Bei den Erwägungen hinsichtlich des Bedürfnisses habe
man dann auch noch in Rücksicht ziehen müssen , daß nach
Mittheilungen in öffentlichen Blättern eine eingreifende
Aenderung des preußischen Berggesetzes bevorstehen solle,
und ferner , daß die deutsche Arbeiterschutzgesetzgebung
vielleicht schon in nächster Zukunft wichtige Theile eines
jetzt beschlossenen Berggesetzes umgestalten werde . Diese
Einwendungen seien aber in dem Kommissionsberichte zu¬
treffend widerlegt ; insbesondere sei hier das naheliegende
Bedürfniß nach einem Schutze der Thermal - und Mineral¬
quellen gegen Beschädigungen in Folge von Ausgra¬
bungen mit Recht hervorgehoben worden . Die hervor¬
ragende Bedeutung dieser Thermal - und Mineralquellen ,die einen werthvollen Bestandtheil des Volksvermögens ,

des nationalen Eigenthums , die Grundlage für das Empor - j
wachsen und Blühen einzelner Städte , endlich werthvolle !
Heilmittel für die gesammte leidende Menschheit bildeten ?
und die so gewissermaßen eine internationale sei , recht- !
fertige allein schon das Bedürfniß für das - vorliegende !
Gesetz : bisher habe sich die Großh . Regierung in diesen !
Fragen , so gut es ging , zu behelfen gesucht ; soweit §
Anordnungen gegenüber Gemeindebehörden zum Vollzug zu >
bringen waren , habe dies auch im Hinblick auf die Identität !
der Interessen weniger zu Anständen geführt ; bedenklich sei
es aber jeweils gewesen, wenn ein Eingriff in die Privat¬
rechtssphäre in Frage gestanden . Redner erinnert in dieser
Hinsicht an ein Vorkommniß in Baden , wo man sich anläß¬
lich des beabsichtigten Umbaues eines Gasthofanwesens , bei
dem man die Schädigung der Quellen besorgt , nach ver¬
geblichem Hinhalten durch polizeiliche Maßnahmen schließ¬
lich zum Ankauf des Anwesens durch die Stadtgemeinde
habe entschließen müssen . Dieser Vorgang , der zwar
nur vorübergehender Natur , gebe ein Anzeichen dafür , daß
hier eine schwer empfundene Lücke bestanden . Bedeutungs¬
voller seien die Vorgänge im Stahlbad Altwasser und
im Bad Teplitz gewesen. Uebrigens sei nicht nur der
Bergbaubetrieb für die Quellen gefährlich , es seien hier
auch das Graben artesischer Brunnen , die Anlegung tiefer
Gräben und Steinbrüche rc. in Betracht zu ziehen . Im
Hinblick auf diese Verhältnisse werde allerorts eine hier
eingreifende Schutzgesetzgebung erstrebt und werden na¬
mentlich von den Interessenten die eifrigsten Bemühungen
in dieser Richtung aufgewendet . Eine weitgehende Schutz¬
gesetzgebung bestehe auf diesem speziellen Gebiet in Frank¬
reich ; auch die preußische und die österreichische Gesetz¬
gebung habe die Materie geregelt , doch seien durch die
bisherigen Maßnahmen alle diesbezüglichen Wünsche der
Interessenten noch nicht zur Befriedigung gelangt . Daß
in dem heute zur Berathung vorliegenden Entwurf , in
dessen tz 6 diese Frage in einer recht weitgehenden Weise
geregelt sei, hat Redner sehr erfreut ; die Bestimmungen
griffen nicht zu sehr in die Privatrechtsphäre ein, seien
aber doch zureichend, einen Schutz zu bieten , wie er als
nothwendig allseits empfunden werde .

Auf die Einzelheiten der betr . Vorschriften eingehend ,
begrüßte Redner insbesondere , daß eine „ vorgängige
Genehmigung " zur Vornahme von Schürfarbeiten rc . im
Bereiche von Mineral - und Thermalquellen vorgesehen
sei und daß im Einzelfall durch das Ministerium der für
die Beschränkungen bei den Arbeiten maßgebende örtliche
Bereich festgestellt werden könne , wobei die individuelle
Verschiedenheit der Quellen die Feststellung bedinge .
Redner wird schon im Hinblick darauf , daß unser reicher
und werthvoller Quellenbestand Veranlassung sein müsse,
die vorgeschlagene gesetzliche Regelung freudig zu be¬
grüßen , aber auch da im Allgemeinen mit dem Gesetze
ein werthvoller Ausbau unserer Rechtsordnung geschaffen
würde , für den Kommissionsantrag stimmen .

Abg . Strübe möchte anläßlich dieses Berathungs -
gegenstandes darauf Hinweisen, wie werthvoll die Zu¬
sammenstellung der in den Bergwerken gemachten Funde
für unsere Sammlungen und für das Land seien , und
möchte anregen , daß im Hinblick auf frühere Vorkomm¬
nisse, bei denen nun durch Zufall eine solche Sammlung
dem Land erhalten blieb , die Staatsbehörden bei künfti¬
gen Bergbauunternehmungen ein wachsames Auge auf
solche Funde haben .

Staatsminister vr . Turban : Der Großh . Regierung
habe , als sie an die Aufgabe herangetreten sei, dem Lande
durch Erlassung eines Berggesetzes den Nutzen der Rege¬
lung einer seither unvollkommen geordneten Materie zu
verschaffen und einen Zustand der Unsicherheit , fast der
Willkür , zu beendigen , nur der Gedanke Vorgelegen , mit
diesem Gesetzeswerke einem vorhandenen Bedürfnisse zu
entsprechen ; sie habe damals noch nicht gewußt , was in¬
zwischen aus öffentlichen Blättern kündbar geworden , daß
man in Preußen damit umgehe , das dortige Berggesetz
vom 24 . Juni 1865 , dem die meisten Berggesetze in Deutsch¬
land nachgebildet wurden und das auch dem vorliegenden
badischen Gesetzesentwurf als hauptsächliches Muster ge¬
dient , Aenderungen zu unterziehen . Würde die Großh . Re¬
gierung seinerZeit hiervon erfahren haben , so hättesie sich
vielleicht auch die Frage gestellt, ob es nicht zweckmäßiger
wäre , die landesgesetzliche Regelung des Bergrechts noch
bis nach durchgeführter Revision des preußischen Gesetzes
hinauszuschieben . Die Arbeit sei nun aber einmal an die
Hand genommen gewesen und die Materie sei so gründlich
und vielseitig, insbesondere auch in derHohen ErstenKammer
erörtert worden , daß man bedauern würde , wenn sie jetzt
nicht vollends zu Ende geführt werden könnte . Die Großh .
Regierung fühle sich daher der Kommission zu Dank ver¬
pflichtet , daß diese sich nicht habe die Mühe verdrießen
taffen , in die Arbeit der Berathung der Gesetzesvorlage
einzutreten .

Er glaube übrigens sagen zu können , daß voraussicht¬
lich die beabsichtigten Aenderungen des preußischen Berg¬
gesetzes nur wenige und keine tiefgreifende sein werden ;
sie würden sich zudem wohl theilweise auf dem Gebiete
bewegen , das im vorliegenden Entwurf den Vollzugsvor¬
schriften Vorbehalten sei , also bei uns die etwa erforder¬
lich werdende Nachfolge unschwer und ohne den ganzen
Gesetzgebungsapparat wieder in Anspruch zu nehmen er¬
möglichen ; oder aber und vornehmlich in der Reform der
deutschen Arbeiterschutzgebung zu Tage treten , hier aber
für unsere Berggesetzgebung im Hinblick auf die derogi -
rende Kraft des Reichsrechis gegenüber dem Landesrecht
von selbst in Wirksamkeit treten .

Der Großh . Regierung müsse es deßhalb erwünscht
sein, wenn das Hohe Haus in die Berathung des Gesetz¬
entwurfs eintrete ; es werde sich daraus für uns unter
allen Umständen ein Vortheil ergeben , selbst wenn in
nicht ferner Zeit einzelne Bestimmungen sich als der Ab¬
änderung bedürftig erweisen sollten : wir würden jeden -
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falls dann in der gleichenLage sein, wie die übrigerr deutschen
Staaten , deren Berggesetzgebung der preußischen nachge¬
bildet sei .

Abg . v . Stoesser führt an , daß die Mißstände , welche
sich bei der Ausübung des Bergrechts bei uns bisher
fühlbar gemacht , theils auf dem Mangel genauer und
unmittelbar anwendbarer Rechtsnormen , theils darauf
beruhten , daß einzelne Normen sich nach der dermaligen
Rechtslage als nicht mehr zweckmäßig erwiesen . Zu den
letzteren zähle u . a . insbesondere die seitherige Vorschrift
des unbedingten Betriebszwangs , die anderwärts auch
der Härte wegen aufgegeben sei, während als eine Lücke
z . B . der Mangel einer gesetzlichen Grundlage , auf
welcher eine vollständige Regelung aller in die Berg¬
polizei einschlagenden Vorschriften zulässig erscheine , em¬
pfunden werde ; wenn auch ein Theil dieser Verhältnisse
auf Grund des 8 108 oder des 8 157 des Polizeistraf¬
gesetzbuchs durch Verordnung oder Bezirks - bezw . orts¬
polizeiliche Vorschrift geordnet werden könne, so sei diese
Grundlage zur Handhabung der Bergpolizei nur sehr
unzulänglich . Was die einzelnen Bestimmungen der Vor¬
lage anlange , so sei es sehr naheliegend gewesen , das
preußische Berggesetz vom 24 . Juni 1865 , dem außer
dem sächsischen die deutschen Berggesetze nachgebildet
worden seien, als Vorlage zu benutzen; der badische Ent¬
wurf habe sich übrigens nicht unbedingt dem preußischen
Vorbild angeschlossen, sondern weiche in einigen Punkten
von demselben ab : solche Abweichungen , die durch be¬
sondere Verhältnisse bei uns gerechtfertigt seien , bestünden
außer hinsichtlich des besonderen Schutzes der Mineral -
und Thermalquellen insbesondere darin , daß das Salz
und die Soolquellen nicht in den Kreis der zur Ge¬
winnung frei gegebenen Gegenstände falle ; die Benützung
dieser Mineralien solle dem Staate mit der Bestimmung
Vorbehalten bleiben , daß die Konzession zur Ausübung
des Regals auch an dritte verliehen werden könne . In
dieser letzten Beziehung bleibe sonach das derzeit bei uns
Geltende in Geltung , während im übrigen der neue Rechts¬
zustand von dem bisherigen im wesentlichen darin ab¬
weiche , daß er an Stelle der Regalität oder des aus¬
schließlichen Rechts des Grundeigenthümers vom Grundsatz
der Bergbaufreiheit beherrscht sei .

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort .
In der Spezialdiskussion ergreift zu 8 6 das Wort der
Abg . Reichert , welcher ansführt , daß wenn es sich

nur um gesetzliche Regelung des Bergbaues gehandelt
hätte , man vielleicht die Vorlage des Entwurfs noch
hätte hinausschieben können , bis die in Aussicht stehende
Revision des Preußischen Berggesetzes und die Arbeiter¬
schutzgesetzgebung zum Abschluß gekommen wäre ; die in
8 6 des Gesetzes zum Schutze der Mineral - und Thermalquellen
getroffenen Bestimmungen aber , die für uns von größter
Wichtigkeit seien, rechtfertigten zur Genüge , daß die ge¬
setzliche Regelung dieser Materie nicht mehr aufgehaltenwerde . — Was nun den 8 6 anlange , so enthalte der¬
selbe in seinem ersten Absätze eine wohl für alle Ther¬
malquellen des Landes geltende Vorschrift , während diese
Allgemeinheit im Abs . 3 wieder aufgehoben und eine be¬
sondere Bezeichnung der durch die Vorschriften geschütztenQuellen in Aussicht genommen werde . Es gebe nun im
Lande eine Reihe von Privatquellen , wie z . B . in Peters¬
thal rc . , für die hiernach , wenn sie nicht gemäß 8 6 Abs . 3
ausdrücklich als solche bestimmt würden , auf welche die
Vorschriften des Abs. 1 und 2 Anwendung finden , der
Gefahr der Schädigung durch den Nachbar ausgesetzt
seien . Redner möchte deßhalb bitten , bei der Auswahl
der nach 8 9 Abs . 3 festzustellenden Quellen möglichste
Freiheit zu gestatten und möglichst viele Quellen , —
außer den wohl selbstverständlich darunter fallenden im
Staatseigenthum stehenden auch Privatquellen — zu be¬
rücksichtigen . — Was die weitere Bestimmung in Abs . 3
betreffe , wonach der für die Beschränkungen maßgebende
örtliche Bereich durch das Ministerium festgestellt werden
könne , so wolle er darauf Hinweisen, wie diese Bestim¬
mung bei manchen Städten , wie bei Baden , von schwer¬
wiegender Bedeutung sei und sorgfältigste Würdigung
aller einschlagenden Verhältnisse erheische. Bei Bestim¬
mung der zu den Entschließungen (Genehmigung von
Schürfungen rc. bezw. deren Versagung ) zuständigen Be¬
hörden hegt Redner die Erwartung , daß jedenfalls ein
Beizug von Sachverständigen stattfinde .

Abg . Gönner hat die Bestimmung des K 6 nicht ss
verstanden , wie der Vorredner : der erste Absatz enthalte
die allgemeine Bestimmung , daß im Bereiche von Mineral -
und Thermalquellen , die den besonderen Charakter an sich
trügen , daß deren ungestörte Erhaltung im öffentlichen
Interesse liege , gewisse Arbeiten nur mit Genehmigung
und unter Beachtung der dabei festgesetzten Bedingungen .
zulässig sei ; im letzten Absatz werde dann allerdings zuge¬
fügt , daß die Großh . Regierung alle diese Quellen , für
welche diese Beschränkungen zutreffeu , feststellen könne ;damit sei aber der allgemeine Satz nicht, wie Vorredner
meine , ausgeschlossen.

Was die nach der Regierungsbegründung durch die
Vollzugsveroronung zu bestimmende, für die Entschließ¬
ungen nach 8 6 zuständige Behörde anlange , so werde als
solche wohl die Bergbehörde zu bezeichnen sein .

Ministerialrath vr . Schenkel ist dem Abg . Reichert
gegenüber in der Lage , zu erklären , daß die Großh . Re¬
gierung die Bestimmung des 8 6 im Sinne der Ausfüh -
rungen des Abg . Gönner auffasse . In dem Abs. 2 des
8 6 sei allgemein bestimmt, daß die im Abs . 1 vieses
Paragraphen bezeichneten Arbeiten (Schürfungen , Aus¬
grabungen , unterirdische Arbeiten) zu untersagen oder nur
bedingungsweise zuzulassen seien , wenn und soweit Gefahr
bestehe, daß dadurch der Bestand oder die bestimmungs¬
gemäße Benützung der Quelle , deren ungestörte Erhaltung
im öffentlichen Interesse liege, beeinträchtigt werde . Ob
diese Voraussetzungen zutreffen, sei eine im Einzelfalle
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durch die Betheiligten und die Behörde oft schwer zu be-
urtheilende Frage ; um nun für die wichtigsten Fälle die
Lösung dieser Frage zu erleichtern, sei in Absatz 3 die
Bestimmung getroffen , daß das Ministerium des Innern
die Quellen, auf welche die Bestimmungen Anwendung
finden , sowie den für die Beschränkungen maßgebenden
örtlichen Bereich feststellen können. Damit sei aber nicht
gesagt, daß, wenn und so lange die Regierung von dieser
Ermächtigung keinen Gebrauch mache , die Bestimmung
des Abs . 1 und 2 des Z 6 keine Anwendung finde : viel¬
mehr bleibe eben dann die Entscheidung dem Einzelfall
überlassen . Die Großh . Negierung werde übrigens mit
der Zeit für alle wichtigeren Quellen von der Ermächti¬
gung des Abs . 3 Gebrauch machen und es werde die Be¬
zeichnung der einzelnen Quellen keineswegs davon ab -
hängen , ob dieselben im Besitze des Staats, im Gemeinde¬
oder im Privateigenthum stehen . Mit der in dem Ent¬
wurf der Regierung ertheilten Ermächtigung habe man
keineswegs die Absicht einer Erweiterung der Macht¬
befugnisse im Auge gehabt, sondern sei lediglich deshalb
dazu gekommen, weil die Erfahrung eine solche Möglich¬
keit der Feststellung als eine Nothwendigkeit ergeben,
wofür auch das französische Quellengesetz vom Jahre
1865 spreche , das ähnliche Vorschriften enthalte .

Welche Behörde als zuständig zur Entschließung über
die Genehmigung der Arbeiten bezw. deren Versorgung
zu bezeichnen sei, behalte die Großh . Regierung der Rege¬
lung durch Bollzugsverordnungvor ; doch werde die Berg¬
behörde hierzu wohl nicht zu bestimmen , vielmehr am
zweckmäßigsten die Administrativbehörde mit der nach An¬
hörung der technischen Behörden zu treffenden Entschließung
zu betrauen sein , da es sich in den betreffenden Fällen
nicht nur um bergmännische, sondern auch um bau- und
andere polizeiliche Interessen handle .

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort;
8 6 findet Annahme . l

Im 4 . Titel (Von den Rechtsverhältnissen der Milbe- /
theiligten eines Bergwerks ) 88 80 — 117 , hat die Kom - !
Mission folgende Abänderungsanträge gestellt : !

1 . Die 88 80 und 81 durch folgende Bestimmungen
zu ersetzen :

8 80. Wenn ein Bergwerk zwei oder mehreren Per¬
sonen gehört , können sich die Mitbetheiligten über die
Bildung einer Gewerkschaft vereinbaren .

Als Mitbetheiligte gelten nicht die Theilhaber an einer
ungetheilten Erbschaft oder an einer sonstigen ungetheil-
ten Masse , zu welcher das Bergwerk gehört .

Der Inhalt des vereinbarten Gewerkschaftsvertrags
(Statut der Gewerkschaft) ist in notarieller Verhandlung
festzustellen; spätere Abänderungen des Statuts sind nur
mit Zustimmung von wenigstens drei Vicrtheilen aller
Antheile zulässig .

Die Bestimmungen der 88 81 —93, 97 Absatz 2 und
106— 111 dürfen durch das Statut nicht abgeändert
werden.

Die Bildung der Gewerkschaft, das Statut und dessen
Abänderungen bedürfen der Bestätigung der Bergbehörde .

8 80a . Der Gewerkschaftsvertrag (Statut ) muß be¬
stimmen:

1 . den Namen und den Sitz der Gewerkschaft,
2 . den Gegenstand des Unternehmens ,
3 . die Zahl der Antheile (Kuxe ) ,
4 . die Art der Bestellung des Repräsentanten oder Ge-

sellschaftsvorstandes (8 100) und letzter » Falls die
Zusammensetzung des Vorstands ,

5 . die Form, in welcher die Einberufung der Gemerken-
versammlung erfolgt ,

6. die Form, in welcher die von der Gewerkschaft aus¬
gehenden Bekanntmachungen erfolgen .

8 81 . Der Gewerkschaftsvertrag (Statut) , sowie jede
Aenderung desselben ist von der Bergbehörde auszugs¬
weise in dem für Verkündigungen der Centralbehörden
bestimmten Blatte bekannt zu machen .

Die Bekanntmachung muß die in 8 80 a . bezeichneten
Festsetzungen und das Datum des Gewerkschaftsvertrags
enthalten .

Vor erfolgter Bekanntmachung besteht die Gewerkschaft
als solche nicht.

2 . An Stelle von 88 116 und 117 ist zu setzen :
8 117 . Wenn die Mitbetheiligten eines Bergwerksnicht

eine Gewerkschaft, noch auch eine andere Gesellschaft oder
Genoffenschaft bilden , deren Vertretung durch die allge¬
meinen Gesetze geordnet ist, so kann die Bergbehörde ver¬
langen . daß die Mitbetheiligten einen im Reichsgebiete
wohnhaften Repräsentanten bestellen ; kommen die Mitbe¬
theiligten diesem Verlangen innerhalb einer Frist von 3
Monaten nicht nach , so finden die Bestimmungen des 8 HO
Absatz 2 und 3 Anwendung .

Dasselbe gilt, wenn der Alleineigenthümer eines Berg¬
werks außerhalb des Deutschen Reichs wohnt .

Dieser Repräsentant hat diejenigen Geschäfte zu be¬
sorgen, welche im 8 107 als solche bezeichnet sind , die
dem Repräsentanten oder Grubenvorstande einer Gewerk¬
schaft niemals entzogen werden dürfen . Eine Abänderung
ist auch hier unzulässig .

Abg . v . Stoesser führt dazu aus. daß man, weil das
Gesetz neben den nach den bisherigen Gesetzen möglichen
Formen für die Gemeinschaftlichkeit des Betriebs (Aktien¬
gesellschaften rc. ) noch die weitere Form der „Gewerkschaft"
zulasse, diese Abänderungen nach dem Vorgang des sächsi¬
schen Berggesetzes für zweckmäßig erachtet habe , um die
Sicherheit des Rechtsverkehrs mit Gewerkschaften mög¬
lichst zu befestigen , welche durch die in der rechtlichen
Natur der Gewerkschaft, — deren Wesen Redner erörtert,
gelegene Beweglichkeit bezüglich des Kapitalbestandes
und die Leichtigkeit, durch Hingabe der Kuxe sich jeder
Verpflichtung gegen die Gewerkschaft zu entschlagen, be¬
einträchtigt werde ; durch die Vorschriften , welche die Bil¬
dung solcher Gewerkschaften erschwerten, insbesondere durch
die Nothwendigkeit der Errichtung eines Gewerkschafts¬
vertrags und die Fürsorge für dessen Osfenkundigmachung,
glaube man den erstrebten Zweck erreichen zu können .

Das Gesetz wurde schließlich, wie bereits berichtet, nach
den Kommissionsanträgen einstimmig angenommen .

Verantwortlicher Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe.
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Bürgerliche Rechtspflege .
Oesfeatliche Aufttlluogen.

D .749 . 1 . Nr . 5045 . Frei bürg .
Die Ehefrau des Landwirths Georg
Maier , Katharina , geb . Sexauer von
Schmieheim, vertreten durch Rechtsan¬
walt Schilling in Freiburg , klagt gegen
ihren Ehemann , z. Zt . an unbekannten
Orten , auf Grund zerrütteter Vermö¬
genslage , mit dem Anträge , die Klä¬
gerin für berechtigt zu erklären , ihr
Vermögen von dem des Beklagten ab¬
zusondern, und ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 111 . Civilkammer des Gr .
Landgerichts zu Freiburg auf
Freilag den 19 . September 1890 ,

Vormittags 8C2 Uhr ,
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelassenen Anwalt
zu bestellen.

Zum Zweck der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Freiburg , den 9. Mai 1890 .
Holz ,

Gerichtsschreiber des Gr . Landgerichts.
D .748 . 1 . Nr . 4871 . Fr ei bürg .

Die Philipp Wessa Ehefrau , Bar¬
bara , geb . Mößner von Wyblen , ver¬
treten durch Rechtsanwalt Seybel in
Lörrach , klagt gegen ihren Ehemann,
z. Zt . an unbekannten Orten , wegen
harter Mißhandlung und grober Ver¬
unglimpfung , mit dem Anträge , die
am 23 . Oktober 1888 geschloffene Ehe
für geschieden zu erklären , und ladet
den Beklagten zut mündlichen Verhand¬
lung des Rechtsstreits vor die II - Ci¬
vilkammer des Großh . Landgerichts zu
Freiburg auf
Donnerstag , 25 . September 1890,

Vormittags 8*/? Uhr .
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugclassenen An¬
walt zu bestellen.

Zum Zwecke der öffentlichen Zustel¬
lung wird dieser Auszug der Klage be¬
kannt gemacht .

Freiburg , den 16 . Mai 1890 .
Holz ,

Gerichtsschreiber des Gr . Landgerichts.
D .747 .1 . Rastatt . Der „Vorschuß¬

verein Rastatt , e. G . m. u . H .
" , ver¬

treten durch Rechtsanwalt Reinhard
hier, klagt gegen den Kutscher Karl
Friedrich Karcher von Ottenau , zur
Zeit an anbekannten Orten , als Erbe
seiner Mutter , Johann Karcher Wtb .,
diese als Erbin des Fidel Haitz von
Rastatt , zuletzt in Rauenthal und Letz¬

terer als Bürge und Selbstschuldnerfür
Wilhelm Stiersten von hier aus Dar¬
lehen vom Jahr 1890, mit dem Anträge
auf Verurtheilung des Beklagten zur
Zahlung von 137 M . 66 Pf . nebst 5°/«
Zinsen vom 1 . Januar 1890 sowie ' /z °/«
Provision pro Quartal , und ladet den
Beklagten zur mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor das Großh . Amts¬
gericht zu Rastatt auf

Mittwoch den 9 . Juli 1890 ,
Vormittags 9 Uhr .

Zum Zweck der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Rastatt , den 14 . Mai 1890 .
Zirkel ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
Bermögeusabsonderungen .

D .750. Nr . 5075 . Konstanz . Die
Ehefrau des Augustin Reich mann ,
Viktoria, geb. Honerin Ncuhausen, wurde
durch Unheil Gr . LandgerichtsKonstanz
- Civilkammer II — vom Heutigen für
berechtigt erklärt, ihr Vermögen von dem¬
jenigen ihres Ehemannes abzusondern.

Konstanz» den 8. Mai 1890.
Der Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts:

Dr. Osterrieth .
D .7I9 . Nt . 2226 . Walosyut . Die

Ehefrau des Rößlewirths Konrad
Gerspa ch , Karoline, geb. Albiez , von
Rickenbach , wurde durch Urtheil des Gr .
Landgerichts — Civilkammer II —
Waldshut vom 3 . Mai d . I . , Nr .
2213 , für berechtigt erklärt , ihr Ver¬
mögen von demjenigen ihres Ehemannes
abzusondern .

Dies wird zur Kenntnißnahme der
Gläubiger hiermit öffentlich bekannt
gemacht .

Waldshut , den 13. Mai 1890.
GerichtsschreibereidesGr . Landgerichts.

l >r . Rinderte .
Erbemweisungtil.

D .746 . 1 . Nr . 10,699 . Bruchsal .
Die Witwe des Landwirths Augustin
Eben deck, Christine , geb . Hellriegel
von Büchenau, hat um Einsetzung in
Besitz und Gewähr des Nachlasses ihres
Ehemannes gebeten .

Diesem Anträge wird entsprochen ,
wenn nicht binnen 4 Wochen Einwen¬
dungen hiergegen vorgebracht werden .

Bruchsal, den 16 . Mai 1890 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts:

Risset .
D .716 . 1 . Konstanz . Die Witwe

des am 28 . Januar 1890 verstorbenen
Metzgers Wendelin Karrer , Ludwina,
geb. Mayer in Konstanz, hat um Ein¬

weisung in Besitz und Gewähr des Nach¬
lasses ihres verstorbenenEhemannes ge¬
beten . Diesem Gesuch wird entsprochen
werden, wenn nicht binnen 6 Wochen
eine Einsprache hiergegen erhoben wird.

Konstanz, den 12 . Mai 1890 .
Der GcrichtsschrciberGr . Amtsgerichts :

A . Burger .
Entmündigung.

D . 744 . Nr . 4694 . Kcnzingen .
Titus Käßheimer Witwe , Rosine,
geb. Fehr von Wybl , wurde durch rich¬
terliches Erkenntniß vom 13 . d . M .»
Nr . 4653, wegen Gemüthsschwäche im
Sinne des L .R .S . 489 für entmündigt
erklärt.

Kenzingen, den 14 . Mai 1880
Großh . bad . Amtsgericht.

I)r . Dölter .
Handelsregistereinträge.

D .643 . Nr . 7811 . Schwetzingen .
Unterm Heutigen wurde in das dies¬
seitige Gesellschaftsregister zu Nr . 96
— Kimling und Trunk , offene Han¬
delsgesellschaft in Schwetzingen — ein¬
getragen : Der Gesellschafter Hermann
Josef Cornel Trunk hat sich am 8.
April d . Js . mit Marie Sofie Kälble
von Bruchsal verehelicht . Nach 8 1 des
Ehevertrags vom 5 . d . M - wirft jeder
Ehetheil 20 Mark in die Gemeinschaft
ein , während alles übrige , gegenwärtige
und künftige Beibringen jeder Art aus
der Gemeinschaft ausgeschlossen und im
Stück verstiegenschaftet sein soll .

Schwetzingen, 30. April 1890 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Mündel .
D .691 . Nr . 4871 . Donaueschingen .

Zu O .Z . 199 des diesseitigen Firmen¬
registers wurde heute eingetragen : Die
Firma Adolf Seemann Witwe in
Donaueschingen. Inhaberin der Firma
ist Adolf Seemann Witwe , Maria
Anna , geb . Ringwald hier.

Donaueschingen, 10. Mai 1890 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Dorner .
Zwangsvrrsteigrrnngen.

D .740 . Karlsruhe .

Steigerungs -
Ankündigung.

In Folge richterlicher Verfügung
wird das den Fuhrmann Jakob Häfele
Eheleuten hier eigentbümlichzugehörige ,
in der Rheinbahnstraße hier unter
Nr . 1 , einerseits neben Fabrikant Karl
Schmieder , anderseits neben Major von
FriedeburgsKindern . nun Gypsermeister

Franz Bischof gelegene dreistöckige
LVohnhaus mit Hinlerbau , sammt
aller tiegenschaftlicher Zugehör , ein¬
schließlich des Grund und Bodens ,
taxirt . 31,000 M .
am

Donnerstag dem 29 . Mai l . I .,
Nachmittags 3 Uhr ,

im Zimmer Nr . 34 des Rathhauses
hier , einer öffentlichen Versteigerung
ausgesetzt , wobei der endgiltige Zuschlag
erfolgt , wenn der Schätzungspreis oder
mehr geboten wird .

Die näheren Vcrsteigerungsbedingun-
gen können in meinem Amtszimmer —
Kaiserstraße Nr . 193 hier — eingesehen
werden .

Karlsruhe , am 19 . April 1890 .
Großh . Notar

Ott .
D .741 . Karlsruhe .

Steigerungs An¬
kündigung.

In Folge richterlicherVer¬
fügung werden die dem Fuhr¬
mann August Tropf dahier
eigenthümtich zugehörigenauf
der Gemarkung Karlsruhe

gelegenen Liegenschaften , als :

R .ll . 0 . XXIII 4869 . Ein an der
Gottesauerstraße dahier neben sich
selbst Ziff. ll und Wagner Friedrich
Gcnthner gelegener Bauplatz von 4419
qzi» Flächeninhalts

R. I1 .L . XXIII 4875 . Ein an der
Gottesauerstraße hier neben sich selbst
Ziff . » oben und Eduard Kern und
Karl Obert gelegener Bauplatz von
4ss HUN Flächeninhalt.

Beide zusammen mit den darauf in
der Ausführung begriffenenNeubauten ,
im Ganzen angeschlagen zu 50,000 M .
am

Mittwoch dem 28 . Mai 1899 ,
Nachmittags » Uhr ,

im Zimmer Nr . 34 des Rathhauses
hier einer öffentlichen Versteigerung
ausgesetzt , wobei der endgiltige Zuschlag
erfolgt, wenn der Schätzungspreis oder
mehr geboten wird.

Die näheren Versteigerungsbedingun¬
gen können inzwischen in meinem Ge¬
schäftszimmer — Kaiserstraße 193 hier
— eingesehen werden .

Karlsruhe , den 19. April 1890 .
Großherzogl . Notar

O t t .

Strafrechtspflege .
Ladung .

D .672 .2 . Nr . II 8884 Mannheim .
Der am 13. November 1858 zu Sand¬
hofen geborene , zuletzt daselbst wohnhaft
gewesene Landw. Johann Peter Klein ,
wird beschuldigt , als Ersatzreservistaus¬
gewandert zu sein , ohne von seiner bevor¬
stehenden Auswanderung der Militär¬
behörde Anzeige erstattet zu buben ,

Uebertretung gegen Z 360 ° des R .-
St .G .B .

Derselbe wird auf Anordnung Gr .
Amtsgerichts V dahier zur Hauptver¬
handlung auf

Dienstag den 29 . Juli 1890,
Vormittags 8 Uhr .

vor das Großherzogl . Schöffengericht
hier mit dem Anfügen geladen , daß er
bei unentschuldigtem Ausbleiben auf
Grund der von dem Kgl . Bezirkskom¬
mando Heidelberg unterm 5. Mai 1890
ausgestellten Erklärung werde vcrurtheilt
werden .

Mannheim , den 12 . Mai 1890.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Wassermann .
Bekanntmachung .

D .725 . Section HI b. Nr . 1457 407 .
Freiburg i/B - Der Dragoner Jakob
Weiß II der 5 . Eskadron des 3 . Ba¬
dischen Dragoner - Regiments Prinz Karl
Nr . 22, aus Gölshausen , Amts Breiten ,
ist durch kriegsgerichtliches Erkenntniß
vom 29 . v . , bestätigt am 5 . d . Mts .
vom kommandirenden General XIV.
Armeecorps, wegen vorsätzlicher Körper¬
verletzung mit erfolgtem Tode, begangen
unter rechtswidrigem Waffengebrauche,
mit Entfernung aus dem Heere und
fünf Jahren Zuchthaus bestraft worden .

Frerburg i/B . , 14. Mai 1890 .
König ! . Gericht der 29 . Division.

Termins -Verlegung.
D .724 . SectionIHb . Nr . 1279/404 .

Frei bürg i/V . Der in der Karls¬
ruher Zeitung vom 18. April ds. Js .
unter D . 83 ausgeschriebene Ediktal-
termin in der Untersuchung wider den
Husaren Johann Baptist Birr und
die Rekruten Karl Bösel und Emil
Golly wegen Fahnenflucht wird auf

Montag den 25 . August 1890 ,
Vormittags 11 Uhr ,

verlegt und werden die Genannten
hierzu unter der in der Zeitung vom
18 . April d . Js . erfolgten Warnung
vorgeladen.

Freiburg i B . , 14 . Mai 1890^
König ! . Gericht der 29 . Division.

Treck und Verlag der G . Braun ' kcke« Hosbnchdruckerei. !
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